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Praxistipps für eine gelungene 
 Zusammenarbeit in der  
Sucht- und Wohnungsnotfallhilfe
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In Deutschland waren im Jahr 2024, laut den aktuellen Hochrechnungen 
der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe (BAG W), über eine 
Million Menschen von Wohnungslosigkeit betroffen. Diese extreme Lebens-
situation ist mit sozialen und ökonomischen Belastungen und auch einem 
erheblichen Risiko für die psychische und physische Gesundheit verbunden. 
Studien zeigen, dass Wohnungslosigkeit mit einer erhöhten Vulnerabilität 
für die Entwicklung von Abhängigkeitserkrankungen einhergeht.

Die Suchthilfe und die Wohnungsnotfallhilfe bilden in Deutschland zwei 
eigenständige, hoch spezialisierte Versorgungssysteme mit jeweils 
ausgeprägter fachlicher Expertise. Für Menschen, die sich in einer Woh-
nungsnotlage befinden und zugleich an einer Suchterkrankung leiden, 
erweist sich der Zugang zu den Angeboten der Suchthilfe jedoch häufig als 
erschwert. Der Abbau von Zugangs- und Schnittstellenbarrieren zwischen 
den Hilfesystemen ist eine wichtige Voraussetzung, um Menschen wirksam 
bei Wohnungslosigkeit und Suchterkrankungen zu unterstützen. 

Der Auftrag der Wohnungsnotfallhilfe  besteht darin, 
Menschen in akuten Wohnungsnotlagen zu unterstützen, ihre Existenz zu 
sichern und langfristig stabile Wohnverhältnisse zu ermöglichen. Sie bietet 
Akuthilfen und Notversorgung an, hält präventive Angebote vor und schafft 
Möglichkeiten der sozialen Stabilisierung und Integration durch ambulante 
und stationäre Hilfen. 

Im Mittelpunkt steht die Stabilisierung der Lebenssituation mit dem Ziel, 
wieder in eigenen Wohnraum zu gelangen. 

Grundlage der Unterstützung sind die Hilfen nach §§ 67 ff. SGB XII. Sie 
setzen bei akuten sozialen Schwierigkeiten an und eröffnen den Zugang zu 
einem weiterführenden Hilfeprozess. Solche Schwierigkeiten entstehen 
etwa durch den Verlust der Wohnung, wenn Menschen diese Situation nicht 
aus eigener Kraft überwinden können.

Die Suchthilfe  orientiert sich am bio-psycho-sozialen Modell, das 
biologische, psychische und soziale Einflussfaktoren von Suchterkrankungen 
gleichermaßen berücksichtigt. 

Sie verfolgt mit methodisch fundierten Beratungs- und Begleitungsprozessen 
das Ziel, Teilhabe zu ermöglichen und die Selbständigkeit sowie Eigenver-
antwortung der Hilfesuchenden zu stärken. 

Niederschwellige Hilfen nehmen dabei eine Schlüsselrolle ein, insbesondere 
in der Zusammenarbeit mit der Wohnungsnotfallhilfe. 

Angebote wie existenzsichernde und gesundheitliche Grundversorgung, 
Tagesstruktur, Streetwork, Kontaktcafés oder Spritzentausch dienen der 
Sofort- und Überlebenshilfe und können ohne formale Voraussetzungen in 
Anspruch genommen werden. Sie wirken suchtbegleitend, stabilisierend 
und eröffnen häufig den ersten Zugang zu weiterführenden Hilfen (u.a. 
Suchtberatung, stationäre Rehabilitation oder Selbsthilfe). 

Finanziert werden diese freiwilligen Leistungen überwiegend durch 
Kommunen und Länder im Rahmen der kommunalen Daseinsvorsorge. 
Bundesweit bestehen rund 300 bekannte niedrigschwellige Angebote. 1
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1.1 Das Projekt „Suchthilfe 
UND Wohnungsnotfallhilfe 
(SuWoKo)“

Das vom Bundesministerium für Gesundheit (BMG) geför-
derte Projekt „Suchthilfe UND Wohnungsnotfallhilfe – zwei 
Hilfesysteme, eine gemeinsame Zielgruppe“ (SuWoKo) 
startete am 1. Februar 2023 und setzte an der Schnittstelle 
von Suchthilfe und Wohnungsnotfallhilfe an. 

Ziel des auf drei Jahre angelegten Projekts war es mithilfe 
einer externen Evaluation praxisrelevante Gelingensbe-
dingungen für die Zusammenarbeit beider Hilfesysteme 
zu identifizieren und für Fachkräfte zugänglich zu 
machen. Die Ergebnisse bilden die Grundlage dieses 
Manuals.

Weiterführende Informationen zum Projekt, zu den 
Partnern und Modellstandorten sowie die Evaluations-
berichte sind auf der Projektwebsite verfügbar: 

www.sucht-und-wohnungsnotfallhilfe.de

1.2 Kooperationen wirken!
Eines der wesentlichen Erkenntnisse des SuWoKo-Projektes 
ist: Kooperationen zwischen Suchthilfe und Wohnungsnot-
fallhilfe sind wirksam und helfen besonders im Einzelfall 
den Nutzenden der Angebote mit ihren aufeinander abge-
stimmten Hilfen. Festzuhalten ist außerdem, dass die 
Fachkräfte in den Kooperationen echte Erleichterung für 
ihren jeweiligen Arbeitsalltag sehen und die gegenseitige 
Unterstützung letztlich auch den Nutzenden dieser Angebote 
zugutekommt. 

Darüber hinaus ermöglichen die Kooperationen einen 
intensiveren fachlichen Austausch, der zu einem besseren 
gegenseitigen Verständnis der unterschiedlichen Arbeits
ansätze führt. Dies schafft eine gemeinsame fachliche 
Grundlage, die es erleichtert, individuelle Problemlagen 
ganzheitlich zu erfassen und passgenaue Unterstützungs-
angebote zu entwickeln.

Ein weiterer positiver Effekt liegt in der verbesserten 
Erreichbarkeit und Zugänglichkeit der Hilfen. Durch 
abgestimmte Vorgehensweisen und gemeinsame Fallbe
sprechungen können Übergänge zwischen den Hilfe
systemen für die Menschen niedrigschwelliger und weni-
ger belastend gestaltet werden. Dies erhöht die Chancen 
auf Stabilisierung der Lebenssituation der Zielgruppe und 
einer echten langfristigen Teilhabe.

Aus Sicht der Träger entstehen zusätzliche strategische 
Vorteile. Kooperationen stärken die Möglichkeit zu soli
darischem Handeln, beispielsweise gegenüber Politik und 
Verwaltung. Sie verbessern die Positionierung und Sicht-
barkeit bei politisch Verantwortlichen, Leistungsträgern 
und Fördermittelgebern. Gleichzeitig können sie die 
Planungssicherheit erhöhen, etwa durch stabilere und 
langfristigere Finanzierungsperspektiven, was sich positiv 
auf Personalgewinnung und -bindung auswirkt.

„Also dadurch, dass wir mehr im Aus-
tausch sind, analysieren wir natürlich 
auch intensiver und diagnostizieren 
auch kleinere Problemlagen, die wir an-
gehen können, sodass sehr frühzeitig 
auch Situationen erkannt werden und 
man frühzeitig auch im Zweifel agieren 
kann oder zumindest versuchen kann 
zu agieren.“
Fachkraf t der Wohnungsnotfallhilfe

http://www.sucht-und-wohnungsnotfallhilfe.de
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Kooperationen zwischen Sucht- und Wohnungsnotfallhilfe 
müssen, je nach Ausgangslage und Bedarf der Zielgruppe 
bzw. Größe des Einzugsgebietes, unterschiedlich aus
gestaltet werden: Kooperationen sind immer individuell 
und es gibt keine Blaupause dafür.

Nicht alle Inhalte, Empfehlungen oder Richtlinien, die in 
diesem Manual enthalten sind, sind auch auf alle 
Kooperationen übertragbar bzw. anwendbar. 

Die Inhalte richten sich an alle, die Zugänge zu beiden 
Hilfesystemen praxisnah gestalten und weiterentwickeln 
möchten.

1.3 Über dieses Manual
Das vorliegende Manual fasst die Ergebnisse aus der Zusammenarbeit mit 
den beteiligten Modellstandorten sowie der Evaluation des SuWoKo-Projektes 
zusammen. Es soll dazu dienen, bestehende Kooperationen weiterzuentwi-
ckeln und den Aufbau neuer oder geplanter Kooperationen zu unterstützen.

Wichtig 
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PRA XISBEISPIEL DARMSTADT
Am Modellstandort Darmstadt wurde im Jahr 2011 die „Clearing- und 
Lotsenstelle“ für drogenabhängige wohnungslose Menschen geschaffen. 
Die Kooperationspartner setzen sich zusammen aus den trägerinter-
nen Diakonischen Diensten von stationärer Wohnungsnotfallhilfe, drei 
städtischen Unterkünften für wohnungslose Menschen, der niedrig
schwelligen Drogenhilfe „Scentral“ sowie dem Amt für Soziales und 
Prävention, hier: die Suchtkoordination der Stadt Darmstadt.

In Darmstadt ist die Schnittstelle zwischen Wohnungsnotfall- und 
Suchthilfe konzeptionell mit der Stadt Darmstadt verhandelt und wird 
von der Kommune finanziert. Aufgrund der besonderen Bedarfe, die 
sich aus Wohnungslosigkeit in Verbindung mit einer Drogenabhängig-
keit ableiten, werden sowohl die integrierten Übernachtungsplätze 
als auch die städtischen Unterkünfte von einer sozialarbeiterischen 
Fachkraft mit suchtspezifischer Zusatzausbildung betreut.
 

2.1 Formen von 
Kooperationen 
Es gibt nicht die eine Form der Kooperation: Sie sind so 
vielfältig wie die beteiligten Organisationen selbst. Koope-
rationen können unterschiedlich eng, zeitlich begrenzt 
oder langfristig angelegt sein und richten sich stets nach 
den individuellen Zielen, Rahmenbedingungen und Bedar-
fen der Partner:innen. 

Im Folgenden wird aufgeführt, welche Arten von Koopera-
tion im Rahmen des SuWoKo-Projektes identifiziert wer-
den konnten und was diese auszeichnet:

Verschmelzung
Mitarbeitende arbeiten gemeinsam mit denselben Nutzen-
den an denselben Themen. Für Nutzende des Angebotes 
ist kein Unterschied zwischen den beteiligten Systemen 
erkennbar. Mitarbeitende verfügen über vergleichbare 
Berechtigungen und Möglichkeiten. Diese Form der Koope-
ration eignet sich besonders für Arbeitsbereiche mit einer 
umfassenden, ganzheitlichen Begleitung von Nutzenden.

Von zentraler Bedeutung können z.B. die Mitarbeitenden in 
Clearing- oder Schnittstellenfunktionen sein. Diese koordi-
nieren die Zusammenarbeit zwischen den Organisationen.

Gemeinsame, gleichzeitige Arbeit
Mitarbeitende unterschiedlicher Organisationen arbeiten 
parallel mit denselben Nutzenden. Die Mitarbeitenden 
handeln jeweils innerhalb ihres eigenen Fachauftrags und 
verfügen über unterschiedliche Möglichkeiten und Be-
rechtigungen. Ein übergeordnetes oder „führendes“ Hilfe-
system besteht dabei nicht.

In der Praxis kommt es häufig zu Überschneidungen in 
Arbeitsvorgängen. Diese Kooperationsform findet sich vor 
allem in niedrigschwelligen Angeboten, deren Zugänge 
bewusst offen und flexibel gestaltet sind.

Für das Gelingen dieser Zusammenarbeit ist eine gemein-
same oder zumindest abgestimmte Dokumentation zentral. 
Ohne sie ist die Kooperationsform nur schwer umsetzbar, 
da Informationen verloren gehen oder Doppelstrukturen 
entstehen können.

Ergänzung
Das Hilfesystem wird bei Bedarf punktuell durch ein an-
deres Hilfesystem ergänzt und unterstützt. 
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2.2 Entwicklung eines 
partizipativen 
Gesamtkonzeptes
Ein Gesamtkonzept kann die Weichen für Prozesse wie 
regelmäßige Abstimmungstreffen zwischen den beteilig-
ten Akteur:innen legen und so Planungssicherheit auch 
über den Beginn der Kooperation hinaus schaffen. 

2.2.1 Bestandsaufnahme
Vor dem Start einer Kooperation empfiehlt sich eine 
systematische Bestandsaufnahme des lokalen Netzwerks. 
Diese Analyse bildet die Grundlage, um bestehende Res-
sourcen und Potenziale gezielt zu nutzen und die Zusam-
menarbeit zielgerichtet zu gestalten. Eine klare Übersicht 
über das Netzwerk und die eigene Position ermöglicht es, 
Kooperationen strategisch zu planen, Lücken zu erkennen 
und Synergien optimal zu nutzen.

Vorgehensweise:

•	 Relevante Akteur:innen identifizieren: Alle 
lokalen Partner:innen erfassen, die für die geplanten 
Ziele von Bedeutung sind – von Behörden und Einrich-
tungen bis zu Initiativen und Vereinen. 

•	 Vernetzungen analysieren:  Klären, wie die Ak-
teur:innen bereits miteinander verbunden sind und 
wo die eigene Organisation eingebunden ist. 

•	 Netzwerk strategisch nutzen: Bestehende Kon-
takte stärken, gezielt neue Partnerschaften aufbauen 
und das Netzwerk kontinuierlich weiterentwickeln.

Übergangsgestaltung in Kooperationen 
Übergänge zwischen unterschiedlichen Systemen sollen 
für Nutzende möglichst niedrigschwellig und unkompli-
ziert gestaltet werden. Es geht dabei nicht um eine eigen-
ständige Kooperationsform, sondern um die bewusste 
Ausgestaltung von Schnittstellen innerhalb bestehender 
Kooperationen. Ziel ist es, den Wechsel so zu begleiten, 
dass Nutzende im neuen System tatsächlich ankommen 
und Anschluss finden. Dabei lassen sich zwei zentrale 
Formen von Übergängen unterscheiden:

1.	 Übergänge in gemeinsamer Verantwortung: Diese 
Form zeigt sich insbesondere in Beratungskontexten, 
wie etwa in der Suchthilfe. Hier steht die Erleichterung 
des Zugangs zu weiteren Angeboten im Vordergrund. 
Der Übergang wirkt unterstützend und ergänzend – 
ohne dass der bestehende Kontakt abgebrochen wird. 

2.	 Übergänge durch Weitervermittlung: Diese Form ist 
vor allem in der Unterbringung in Zusammenarbeit 
mit kommunalen Partnern relevant. Ziel ist der voll-
ständige und passgenaue Wechsel der Nutzenden in 
ein neues System. Besonders wichtig sind hier klare 
Absprachen, definierte Zuständigkeiten und eine enge 
Begleitung während des Prozesses.

AM MODELLSTANDORT AUGSBURG 
wurde ein Gesamtkonzept unter Einbezug von vier verschiedenen 
Handlungsfeldern entwickelt: 
•	 Sozialraum, 
•	 bauliche Gestaltung,
•	 Ordnungsrecht,
•	 Platzmanagement und vernetzte Zusammenarbeit. 

Die Kooperation soll insgesamt die Situation auf dem Helmut-Haller-
Platz in Augsburg verbessern, der als Treffpunkt der Drogen- und 
Wohnungslosenszene dient. Der niedrigschwellige und akzeptanz
orientierte Kontaktladen „beTreff“ wird von der Wohnungsnotfallhilfe 
und der Suchthilfe gemeinsam betrieben. Ziel des Gesamtkonzeptes, in 
dem eine Vielzahl lokaler Akteur:innen involviert sind, ist es, eine 
vielfältige und friedliche Nutzung des Platzes zu ermöglichen und 
insbesondere den Gruppen der Alkohol- und Drogenkonsumierenden 
Unterstützung zu bieten.
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2.2.5 Geteilte Ziele
Zusammenarbeit gelingt dann, wenn die beteiligten Partner 
ein gemeinsames Verständnis darüber haben, was mit 
der Kooperation erreicht werden soll. Dazu gehört, 
eigene Ziele offen zu benennen und diese mit den Zielen 
der anderen abzugleichen, bis ein tragfähiger gemeinsa-
mer Nenner gefunden ist. Werden die Ziele zu Beginn 
gemeinsam ausgehandelt, erhöht dies die Akzeptanz 
aller Beteiligten und schafft Verbindlichkeit für die weitere 
Zusammenarbeit.

2.3 Schriftliche  
Kooperationsverein
barungen
In der praktischen Zusammenarbeit werden schriftliche 
Kooperationsvereinbarungen von Fachkräften im Rahmen 
des SuWoKo-Projektes nicht als vorrangiges Instrument 
für die operative Arbeit betrachtet. Sie dienen vor allem in 
der Anfangsphase einer Kooperation als Orientierungsrah-
men. Wie notwendig eine kontinuierliche Fortschreibung 
dieser Vereinbarungen ist, wird unterschiedlich bewertet. 
Für das Gelingen der Zusammenarbeit ist es vielmehr 
entscheidend, die Kooperation aktiv zu gestalten, im regel-
mäßigen Austausch zu bleiben und kurze, direkte Kommu-
nikationswege zu pflegen (vgl. Kap. 3.1.2 ff; Kap. 3.2).

Sofern es zur gewählten Kooperationsform passt, 
können gemeinsam erarbeitete Kooperationsverein
barungen bzw. -verträge helfen, Orientierung und 
Klarheit über Ziele, Aufgaben und Schnittstellen zu 
geben. Auf der Internetseite des SuWoKo-Projektes1 
informieren wir über neue Entwicklungen und Muster-
vorlagen in diesem Bereich.

Wo keine formalen Kooperationsvereinbarungen vorlie-
gen, können alternativ Projektbeschreibungen oder ver-
gleichbare Dokumente genutzt werden. Diese können im 
weiteren Verlauf durch andere verbindlichere Vereinba-
rungen, etwa Leistungsvereinbarungen, die fortlaufend 
aktualisiert werden, abgelöst werden.

Für eine langfristige, strukturelle Verankerung 
schaffen Kooperationsvereinbarungen Klarheit 
und Sicherheit für alle Beteiligten. 

⟶	�
 

1 ⟶	� www.sucht-und-wohnungsnotfallhilfe.de

Leitfragen bei der Standortanalyse können z. B. sein: 

1.	 Mit welchen Institutionen/Ämtern/Abteilungen 
kooperieren Sie bereits, die Menschen in Wohnungs-
losigkeit bzw. mit Suchterkrankungen einen Zugang 
zu Ihren Angeboten vermitteln könnten und wie wird 
diese Kooperation gelebt?

2.	 Was wären in Ihrem regionalen Umfeld mögliche 
Partner, die Sie bei der Erreichung von suchterkrank-
ten Menschen mit Wohnungslosigkeit unterstützen 
könnten?

2.2.2 Informelle Kontakte
Lokale Netzwerke bilden eine wichtige Grundlage für 
gelingende Kooperationen. Neben formellen Strukturen 
spielen insbesondere informelle Kontakte eine zentrale 
Rolle. Darunter sind persönliche, nicht offiziell geregelte 
Beziehungen zu verstehen, die im Arbeitsalltag etwa 
durch kurze Gespräche, zufällige Begegnungen, Telefo-
nate oder langjährige Zusammenarbeit entstehen. Gerade 
auf lokaler Ebene kommt einzelnen Personen eine be-
sondere Bedeutung zu, da sie häufig als Vermittelnde, 
Türöffnende oder Informationsquellen fungieren. Deshalb 
ist es wichtig, diese persönlichen Beziehungen systema-
tisch in den Blick zu nehmen und zu reflektieren, wie sie 
genutzt werden, ohne Abhängigkeiten oder Intransparenz 
zu erzeugen.

2.2.3 Kommunikation
Ein regelmäßiger und transparenter Austausch ist zentral 
für gelingende Kooperationen.

Netzwerke, in denen Zusammenarbeit gut funktioniert, 
zeichnen sich z. B. durch einen kontinuierlichen Informa-
tionsaustausch zwischen den lokalen Akteur:innen aus. 
Wer über aktuelle Themen, Entwicklungen und die jeweilige 
Situation der anderen gut informiert ist, kann Vertrauen 
aufbauen und Missverständnissen sowie unerwarteten 
Konflikten vorbeugen. Je nach Rahmenbedingungen bie-
ten sich dafür unterschiedliche Kommunikationsformen 
an – etwa regelmäßig stattfindende Arbeitsgruppen oder 
Netzwerktreffen ebenso wie informelle, anlassbezogene 
Gespräche.

2.2.4 Klare Strukturen
Kooperation braucht klar geregelte Zuständigkeiten und 
verlässliche Rollen. Zusammenarbeit gelingt vor allem 
dann, wenn von Beginn an transparent festgelegt ist, wer 
welche Aufgaben übernimmt, wer koordiniert und wie Ent-
scheidungen getroffen werden. Gemeinsame Absprachen 
zu Rollen, Verantwortlichkeiten und Entscheidungswegen 
schaffen Orientierung im Arbeitsalltag. So lassen sich 
Missverständnisse und unrealistische Erwartungen ver-
meiden und das Risiko von Konflikten deutlich reduzieren.

http://www.sucht-und-wohnungsnotfallhilfe.de
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3
Kooperationen gestalten
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Rollen und Zuständigkeiten sollten transparent, verständ-
lich und für alle Beteiligten nachvollziehbar kommuniziert 
werden. Eine respektvolle und verlässliche Kommunikation 
ist dabei von besonderer Bedeutung, um Abstimmungen 
im Alltag zu erleichtern und Konflikten vorzubeugen. Sofern 
es zur gewählten Kooperationsform passt, können gemein-
sam erarbeitete Kooperationsvereinbarungen bzw. -ver-
träge helfen, Orientierung zu geben und Klarheit über Ziele, 
Aufgaben und Schnittstellen zu schaffen (vgl. Kap. 2.3). In 
der Praxis werden solche Vereinbarungen jedoch weniger 
als starres Steuerungsinstrument verstanden, sondern 
vor allem als Ausgangspunkt. Entscheidend ist, die Koope-
ration kontinuierlich weiterzuentwickeln, im regelmäßigen 
Austausch zu bleiben und den direkten Kontakt zwischen 
den Beteiligten aktiv zu pflegen.

3.1.3	 „Schlanke“ Strukturen innerhalb 
des Kooperationsangebotes
„Schlanke“ Angebotsstrukturen vermeiden unnötige 
Komplexität. Sie konzentrieren sich auf das Wesentliche 
und ermöglichen schnelles, flexibles Handeln. „Schlank“ 
bedeutet in diesem Fall: fokussiert statt überladen, klar 
statt unübersichtlich, flexibel statt bürokratisch. Konkret 
heißt das:
•	 Klare Angebotsprofile: 

Jedes Angebot hat einen klaren Zweck, eine definierte 
Zielgruppe und nachvollziehbare Zuständigkeiten.

•	 Wenig Überschneidungen: 
Angebote sind aufeinander abgestimmt und vermei-
den Doppelstrukturen oder konkurrierende Zustän-
digkeiten innerhalb der Organisation.

•	 Einfache Zugänge: 
Für Adressat:innen und Kooperationspartner:innen ist 
leicht erkennbar, welches Angebot wofür zuständig 
ist und wie es erreicht werden kann.

•	 Kurze Entscheidungswege: 
Anpassungen oder Weiterentwicklungen von Angebo-
ten sind ohne lange Abstimmungsprozesse möglich.

•	 Effizienter Ressourceneinsatz: 
Personal, Zeit und finanzielle Mittel werden gezielt 
eingesetzt, statt durch komplexe Strukturen gebun-
den zu werden.

3.1 Zentrale Faktoren
Im Rahmen der Evaluation des SuWoKo-Projektes wurden 
die Modellstandorte gefragt, welche Faktoren Sie für eine 
gelingende Kooperation als zentral wichtig bewerten und 
darüber entscheiden, ob eine Kooperation (langfristig) 
gelingt oder nicht. Die Ergebnisse sind in den folgenden 
Kapiteln zusammengefasst. 

3.1.1	 Finanzielle Planungssicherheit  
Eine gesicherte Finanzierung ist die zentrale Vorausset-
zung für die erfolgreiche Umsetzung von Kooperationsan-
geboten. Angesichts unterschiedlicher Förderlogiken ist 
dies in der Praxis besonders herausfordernd. Die damit 
verbundenen Fragestellungen werden im weiteren Ver-
lauf gesondert und vertieft im Kapitel 4.6 behandelt.

3.1.2	 Auftrags- und Rollenklarheit  
Auftrags- und Rollenklarheit ist eine weitere zentrale 
Voraussetzung für das Gelingen von Kooperationen. Um 
gemeinsam wirksam handeln zu können, muss frühzeitig 
geklärt sein, wer welche Aufgaben übernimmt, wofür 
Verantwortung getragen wird und wie die Zusammenar-
beit konkret ausgestaltet wird. Fehlen diese Absprachen, 
entstehen in der Praxis Unsicherheiten, Doppelstrukturen 
oder Versorgungslücken. Auftrags- und Rollenklarheit ist 
kein einmaliger Schritt, sondern ein fortlaufender Pro-
zess. Sie schafft die Grundlage dafür, dass alle Beteiligten 
zielgerichtet zusammenarbeiten, Verantwortung über
nehmen und die Kooperation im Sinne der Nutzenden 
wirksam gestalten können.

Eine Kooperation kann unterschiedlich gestaltet werden. 
Sie reicht von eng verzahnten Angeboten mit gemeinsamer 
Fallverantwortung – bis hin zu klar strukturierten Überga-
ben zwischen Organisationen, bei denen eine passgenaue 
Weitervermittlung im Vordergrund steht. Welche Form 
gewählt wird, hat unmittelbare Auswirkungen auf Rollen, 
Zuständigkeiten und Entscheidungswege und muss daher 
bewusst und gemeinsam festgelegt werden (vgl. Kap. 2.1).
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3.1.5	 Gemeinsame organisatorische 
Überlegungen in der Vorbereitungs- und 
Implementierungsphase
Eine frühzeitige Einbeziehung aller beteiligter Akteur:in-
nen in der Anbahnungsphase einer Kooperation ist zentral 
für deren Erfolg. Kooperationen gestalten sich stabiler 
und wirkungsvoller, wenn Zieldefinitionen, Rollen, Erwar-
tungen und Entscheidungsprozesse gemeinsam entwi-
ckelt werden (vgl. Kap. 2). Frühzeitige Beteiligung redu-
ziert Informationsasymmetrien und das Risiko von 
Fehlannahmen und fördert ein gemeinsames Problemver-
ständnis, das als wesentliche Voraussetzung für kollekti-
ves Handeln gilt.

Praxisberichte und fachliche Einschätzungen zeigen 
übereinstimmend, dass Kooperationen eine intensive und 
strukturierte Vorbereitungsphase benötigen. In dieser 
Phase müssen zentrale Detailfragen geklärt werden, dar-
unter Datenschutz, Fach- und Dienstaufsicht, Finanzierung, 
Dokumentation sowie die Perspektiven der Mitarbeiten-
den und gegebenenfalls der Nutzenden. Erfolgt der 
Einstieg in die operative Arbeit ohne diese Klärungen, 
wirkt sich dies langfristig negativ auf die Zusammenarbeit 
aus, etwa durch Informationsverluste, Konflikte oder 
ineffiziente Prozesse. Entsprechend sollte auch die 
Finanzierung dieser Vorbereitungszeit von Beginn an 
mitgedacht werden.

Ergänzend hat sich in der Praxis bewährt, Kooperationen 
zumindest zunächst als Projekt zu organisieren. Dies 
schafft einen klaren zeitlichen und strukturellen Rahmen, 
fördert eine intensive Auseinandersetzung mit dem 
gemeinsamen Thema und integriert Lernprozesse von 
Beginn an. 

Die frühzeitige, gleichberechtigte Einbindung aller betei-
ligter Organisationen ist keine Verzögerung, sondern eine 
notwendige Investition in die Qualität, Stabilität und Wirk-
samkeit gemeinnütziger Kooperationen.

3.1.4	 Strukturelle Verankerung  
der Kooperation
Kooperationen können nur dann dauerhaft wirksam sein, 
wenn sie strukturell verankert sind und nicht vom Enga-
gement einzelner Personen abhängen. Fehlt die aktive 
Unterstützung der Leitung, bleiben sie fragil und anfällig 
für Personalwechsel.

•	 Regelmäßige Treffen auf Leitungsebene, z. B. in Be-
gleit- oder Steuerungsgruppen mit Geschäftsführungen 
und zuständigen Referats- oder Abschnittsleitungen, 
gewährleisten Transparenz und ermöglichen es, stra-
tegische und operative Fragen zeitnah zu klären. Wird 
diese Ebene dagegen vernachlässigt, fehlen klare 
Entscheidungen zu Ressourcen, Zuständigkeiten und 
Weiterentwicklungen, was die operative Zusammen-
arbeit erheblich erschwert. 

•	 Eine gemeinsam getragene Verantwortung mehrerer 
Träger durch gleichberechtigte Leitungspersonen 
unterstützt die Entwicklung einer kooperativen Grund-
haltung, die erforderlich ist, um externen Hürden wie 
institutionellen Abgrenzungen oder versäulten Finan-
zierungsmodellen zu begegnen. Die Etablierung dieser 
Haltung ist eine zentrale Leitungsaufgabe. 

•	 Von der Leitung initiierte Austauschformate – etwa 
Gremienarbeit und Leitungstreffen, gemeinsame 
Teamsitzungen, Hospitationen, gemeinsame Anlässe 
sowie die Öffnung von Fortbildungen und internen 
Schulungen (vgl. Kap. 3.3) – stärken gegenseitiges 
Verständnis und eine abgestimmte Praxis. Ohne 
Priorisierung und Rückhalt auf Leitungsebene sind 
diese Maßnahmen jedoch kaum umsetzbar.
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3.1.7	 Anforderungen des Datenschutzes 
im Hinblick auf eine einheitliche 
Dokumentation und den Datenaustausch
Datenschutz kann sich als zentrales Hemmnis erweisen, 
insbesondere mit Blick auf eine einheitliche Dokumentation 
und systematischen Datenaustausch. Beide Hilfesysteme 
arbeiten mit hochsensiblen personenbezogenen Daten, 
unterliegen teils unterschiedlichen rechtlichen Vorgaben 
und nutzen in der Praxis meist getrennte Dokumentati-
onslogiken. 

In der Praxis vieler Kooperationen existiert keine einheit
liche Dokumentation. Unterschiedliche Softwarelösungen, 
fehlende Vereinbarungen zwischen Trägern und daten-
schutzrechtliche Unsicherheiten werden hierfür als 
Hauptgründe genannt.

Datenschutz ist weniger ein grundsätzliches Kooperations
hindernis als vielmehr eine Frage strukturierter Rahmen-
bedingungen. Wo rechtliche, organisatorische und techni-
sche Fragen frühzeitig geklärt werden, ist Datenschutz 
Teil der Absicherung einer transparenten, verlässlichen 
und praxisnahen Zusammenarbeit zwischen Sucht- und 
Wohnungslosenhilfe.

Im Arbeitsalltag von Modellstandorten im Rahmen des 
SuWoKo-Projektes wird die getrennte Dokumentation von 
den Mitarbeitenden häufig als handhabbar erlebt. Der 
fallbezogene, eher informelle Austausch wird im Regelfall 
als ausreichend angesehen. Darüber hinaus entscheiden 
die Nutzenden selbst, ob sie relevante Informationen wei-
tergeben möchten – ihre Zustimmung ist freiwillig und 
basiert auf ihrer eigenen Verantwortung. 

Dennoch: Datenschutz markiert klare Grenzen: Besonders 
in Gefahren- oder Krisensituationen ist ein fehlender 
rechtssicherer Informationsaustausch problematisch, da 
relevante Daten nicht oder nur eingeschränkt weiterge
geben werden dürfen, was zu einer Spannung zwischen 
Schutzauftrag, Hilfeerfordernissen und rechtlichen Vor
gaben führt. 

3.1.6	 Entwicklung einer kooperativen 
Grundhaltung – trotz unterschiedlicher 
Grundsätze in den Hilfesystemen 
Die Hilfesysteme der Wohnungsnotfallhilfe und der 
Suchthilfe folgen unterschiedlichen Arbeitsgrundsätzen, 
die in der Praxis zu Reibungen führen können. Die Ver
sorgung ist weiterhin stark ausdifferenziert und segregiert; 
diese Versäulung setzt sich häufig auch in Kooperationen 
fort – begünstigt durch Finanzierungslogiken, konzeptio-
nelle Vorgaben und beharrende Organisationskulturen. 
Nicht selten muss priorisiert werden, welche Problemlage 
vorrangig adressiert wird – anstatt allumfassender Hilfen 
anbieten zu können. Zentrale Konfliktlinien zeigen sich 
z. B. in der Gestaltung von Zugängen (hoch- vs. niedrig-
schwellig) und in der Grundhaltung gegenüber dem Konsum 
von Suchtmitteln. 
 

Der Umgang mit diesen Spannungen erfordert eine bewusst 
entwickelte kooperative Grundhaltung. Diese bedeutet nicht 
Gleichförmigkeit, sondern die Bereitschaft von Trägern 
und Mitarbeitenden, externe Begrenzungen, wie z. B. 
rechtliche Rahmenbedingungen, zu reflektieren, unter-
schiedliche fachliche Logiken anzuerkennen und gemein-
same Entscheidungen zu treffen und mitzutragen. Es ist 
eine zentrale Leitungsaufgabe, hierfür Zeit und Räume 
zu schaffen. Der systematische Austausch über Arbeits-
grundsätze – etwa zum Umgang mit Konsum, zu Sanktio-
nen oder Hausordnungen – ist zeitaufwendig, aber es-
senziell. Gemeinsame Reflexion, klare Absprachen und 
kontinuierliches „Hineinwachsen“ in die Kooperation 
ermöglichen es, Unterschiede produktiv zu bearbeiten 
und tragfähige, praxisnahe Lösungen für die Nutzenden 
zu entwickeln.

„Am Ende sollen da Menschen 
unterstützt werden, aus einer Notlage 
rauszukommen und dann kann es nicht 
sein, dass die sich dann entscheiden 
müssen, welches Problem denn gerade 
größer und schwieriger ist und dann 
am Ende Hilfe verwehrt wird oder die 
nicht zugänglich ist für die Menschen.“
Fokusgruppe Referent:innen
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3.2	 Transparente 
Kommunikation  
3.2.1 Transparenz im Arbeitsalltag  
Transparenz ist eine wesentliche Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Zusammenarbeit von kooperierenden Orga-
nisationen. Sie bezieht neben den beteiligten Akteur:innen 
auch den jeweiligen Kontext mit ein und schafft eine ver-
lässliche Arbeitsbasis. Transparente Strukturen fördern 
Vertrauen, erleichtern die Abstimmung im Arbeitsalltag 
und helfen, Missverständnisse zu vermeiden.

Konkret zeigt sich Transparenz im Alltag z. B. durch:

•	 klare und regelmäßige Absprachen zu Zuständig
keiten und Abläufen (z. B. wer in welchem Schritt des 
Hilfeverlaufs verantwortlich ist), 

•	 offene Kommunikation bei Veränderungen  
(z. B. Krankheitsausfälle, Personalwechsel oder 
angepassten Rahmenbedingungen), 

•	 eine abgestimmte Dokumentation und gezielte 
Weitergabe relevanter Informationen innerhalb und 
zwischen den Organisationen, 

•	 ein gemeinsames Verständnis zu Datenschutz und 
Schweigepflicht beim Austausch von Informationen 
der Nutzenden der Angebote.

Transparenz bedeutet nicht, dass alle Beteiligten 
jederzeit über alles informiert sein müssen. 
Entscheidend ist die Klarheit darüber, wer welche 
Informationen benötigt , um im Sinne der Nutzen-
den handlungsfähig zu sein. 

Benannte Ansprechpersonen sowie regelmäßige Aus-
tauschformate, wie z. B. Fallbesprechungen oder Koordi-
nationstreffen, können einen kontinuierlichen und ver-
lässlichen Informationsfluss gewährleisten.

Solche Herausforderungen können nicht im laufenden 
Betrieb „nebenbei“ gelöst werden, sondern sollten in einer 
intensiven Vorbereitungsphase der Kooperation bearbei-
tet werden. Dazu zählen neben verbindlichen Absprachen 
zu Datenschutz, Dokumentation, Zuständigkeiten und 
Fachaufsicht ebenso die Einbeziehung der Mitarbeiten-
den- und Nutzendenperspektive. 

Eine zentrale Rolle spielt dabei die informierte Einwilli-
gung der Nutzenden, etwa durch eine Entbindung von der 
Schweigepflicht, um einen klar definierten und zweckge-
bundenen Datenaustausch zu ermöglichen. 

Ergänzend können, je nach Kooperation unterschiedlich, 
technische Lösungen erforderlich sein, etwa kompatible 
Software oder definierte Schnittstellen, die Datenschutz-
anforderungen erfüllen und gleichzeitig Kooperation un-
terstützen (vgl. Kap. 4.6).
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3.3	 Weitere Maßnahmen 
zur Förderung der 
Zusammenarbeit 
Im Rahmen der Evaluation der SuWoKo-Standorte konn-
ten weitere Bausteine zur Förderung der Zusammenarbeit 
identifiziert werden, die von den Befragten als zentral und 
wirksam bewertet wurden.

Hierzu zählt beispielsweise die gegenseitige Öffnung von 
Fortbildungen und internen Schulungsangeboten. Mitar-
beitende erhalten dadurch die Möglichkeit, an Fachvorträ-
gen, Methodenschulungen oder internen Einführungen der 
jeweils kooperierenden Organisation teilzunehmen. Dies 
unterstützt den Aufbau fachlicher Kompetenzen und för-
dert zugleich das Verständnis für unterschiedliche Ar-
beitsweisen, Zuständigkeiten und Rahmenbedingungen.

Ergänzend können Schulungsunterlagen, kurze fachliche 
Impulse oder Protokolle aus Fortbildungen wechselseitig 
zur Verfügung gestellt werden, um Inhalte nachhaltig 
nutzbar zu machen.

Des Weiteren können Austauschformate wie gemeinsame 
Teamsitzungen, Arbeitsgruppen, Reflexionsrunden oder 
Team-Supervisionen dazu beitragen, Erfahrungen zu bün-
deln und die Zusammenarbeit im Arbeitsalltag zu stärken. 

Auch Team-Building-Maßnahmen können einen wichtigen 
Beitrag zur Förderung der Zusammenarbeit leisten. Sie 
schaffen niedrigschwellige Begegnungsräume außerhalb 
des Arbeitsalltags und ermöglichen persönliches Kennen-
lernen über Rollen und Zuständigkeiten hinweg. Bei den 
Modellstandorten wurden insbesondere gemeinsame 
Weihnachtsfeiern oder Betriebsausflüge als beliebte und 
wirksame Möglichkeiten genannt.

3.2.2 Transparenz gegenüber  
der Zielgruppe
Für die Wirksamkeit der Angebote ist es unerheblich, 
ob Nutzende die bestehende Kooperation zwischen 
Sucht- und Wohnungslosenhilfe bewusst wahrnehmen 
oder nicht. 

Sie benötigen in der Regel keine detaillierte Kenntnis 
organisatorischer Strukturen, sondern Verlässlichkeit, 
Orientierung und klare Absprachen in einem respekt
vollen Hilfeprozess. 

Eine transparente Kommunikation gegenüber der Ziel-
gruppe ist hierfür unerlässlich: Sie stärkt Vertrauen, 
macht Entscheidungswege und Zuständigkeiten nachvoll-
ziehbar, schützt Nutzende in vulnerablen Lebenslagen vor 
Machtungleichgewichten und ist Voraussetzung für infor-
mierte Einwilligung, insbesondere im Umgang mit Daten 
und geteilten Verantwortlichkeiten (vgl. Kap. 3.1.7). 
Nutzende müssen bei Bedarf verstehen können, wie das 
Angebot funktioniert, wer wofür zuständig ist und wie die 
Unterstützung konkret organisiert wird. 

Zusammenfassend ist es wichtig, konkret dem Eindruck 
vorzubeugen, dass Nutzende von Fachkraft zu Fachkraft 
bzw. von Einrichtung zu Einrichtung „weitergereicht“ 
würden.

In diesem Zusammenhang zeigt die Evaluation, dass in 
kooperativen Angeboten eine Fachkraft, die für beide Hil-
febereiche zuständig ist, besonders positiv aufgenommen 
wird, da sie gleichzeitig unterschiedliche Bedürfnisse be-
dient: Nutzende, für welche die Beziehung zur Ansprech-
person bei der Überwindung ihrer Situation eine wichtige 
Rolle spielt, schätzen die Möglichkeit, immer wieder an 
bestehende Kontakte anzuknüpfen und eine tragfähige 
Vertrauensbasis aufzubauen, statt sich wiederholt auf 
neue Ansprechpersonen einstellen zu müssen. Nutzende, 
für die die Beziehung zur Ansprechperson eine unterge-
ordnete Rolle spielt, profitieren ebenfalls von kurzen We-
gen, Zeitersparnis und pragmatischer Unterstützung „aus 
einer Hand“ (vgl. Kap. 4.1).
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Herausforderungen

4
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von den Fachkräften als grundsätzlich gut umsetzbar be-
schrieben. Je nach Erstkontakt und Angebotsstruktur 
übernehmen Mitarbeitende aus der Sucht- oder Woh-
nungsnotfallhilfe diese Aufgabe.

Gleichzeitig zeigt sich an dieser Thematik eine strukturel-
le Herausforderung der Angebote: Der Zugang ist häufig 
an formale Voraussetzungen gebunden. Dazu zählen ins-
besondere ein bestehender oder kurzfristig herstellbarer 
Leistungsanspruch, die Kostenübernahme durch das Job-
center oder andere formelle Kriterien wie z. B. behördliche 
Einweisungen. Es scheitert also weniger am fehlenden 
Krankenversicherungsschutz, sondern vor allem an den 
Zugangsbedingungen der Hilfesysteme. Diese strukturellen 
Voraussetzungen sollten in der Arbeit mit der Zielgruppe 
bewusst reflektiert werden, um Zugangshürden frühzeitig 
zu erkennen und – wo möglich – alternative Unterstüt-
zungswege zuentwickeln oder weiterführende Angebote 
zu vermitteln.

4.3 Einbezug anderer 
Hilfeangebote  
Eine gelingende Kooperation zwischen Suchthilfe und 
Wohnungsnotfallhilfe ist kein abgeschlossener Mikrokos-
mos. Sie ist dann besonders erfolgreich, wenn sie im 
Schulterschluss mit weiteren Akteur:innen im Hilfesystem 
steht. 

Komplexe Lebenssituationen der Zielgruppe erfordern 
häufig eine abgestimmte, multiprofessionelle Unterstüt-
zung durch vernetzte Angebote und Leistungen. Eine 
verlässliche Zusammenarbeit mit weiteren Unterstüt-
zungsangeboten ist daher ein zentraler Qualitätsfaktor 
der Praxis.

Schnittstellen zu Jugendhilfe, psychosozialer Beratung, 
psychiatrischen Versorgung, Schuldnerberatung und Ein-
gliederungshilfe spielen eine wichtige Rolle, da diese An-
gebote die Arbeit der Sucht- und Wohnungsnotfallhilfe 
ergänzen und eine umfassendere Unterstützung ermögli-
chen. Darüber hinaus ist insbesondere auch eine enge 
Zusammenarbeit mit der Altenhilfe bedeutsam, da so 
langfristigen Unterstützungsbedarfen effektiv begegnet 
werden kann. 

4.1 Wissensmanagement
Als zentrale Herausforderung für die SuWoKo-Modell-
standorte zeigte sich die Frage, wie Wissen zur 
Funktionsweise der Kooperation an Mitarbeitende 
weitergegeben wird. 

Laut der befragten Fachkräfte ist der Wissenstransfer an 
allen Standorten sowohl strukturell als auch personenbe-
zogen organisiert, allerdings in sehr unterschiedlicher 
Ausprägung. Während es an Standorten mit kommunalem 
Kooperationspartner formale Grundlagen wie Fachpläne 
oder Kooperationsverträge gibt, erfolgt der Wissenstrans-
fer an anderen Standorten vor allem über Qualitätsma-
nagement, Konzepte oder interne Dokumentationen. Diese 
schriftlichen Grundlagen werden jedoch unterschiedlich 
verbindlich genutzt und von den befragten Fachkräften 
häufig als wenig verpflichtend wahrgenommen. 

Als besonders geeignet wird z. B. ein zentrales Konzept-
papier zur bestehenden Kooperation mit aufgezeigten 
Arbeitsprozessen eingeschätzt, das im Rahmen der Einar-
beitung von allen neuen Mitarbeitenden verbindlich gele-
sen und besprochen wird. Wichtig ist dabei, dass Mitarbei-
tende sowohl die Möglichkeit als auch die Verpflichtung 
haben, sich die Inhalte anzueignen. Dafür braucht es klare 
Rahmenbedingungen, etwa eine überschaubare Länge, 
gute Zugänglichkeit, Verbindlichkeit sowie begleitende 
Gespräche.

4.2 Menschen ohne Kran-
kenversicherungsschutz  

Im Rahmen der Evaluation wurde die Frage des Kranken-
versicherungsschutzes als relevanter Aspekt vertieft be-
trachtet. Die Auswertung zeigte zunächst einen hohen 
Anteil von Nutzenden mit bestehendem Krankenversiche-
rungsschutz. 

Personen ohne Krankenversicherung treten vor allem 
unter EU-Bürger:innen auf und sind nur an einzelnen 
Standorten in größerer Zahl vertreten. 

Für die Praxis ist bedeutsam, dass der Krankenversiche-
rungsschutz frühzeitig (wieder)hergestellt wird, sofern er 
bei der Aufnahme in ein Angebot noch nicht besteht. Eine 
Reintegration in den Krankenversicherungsschutz wird 
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4.4 Politisch aktiv werden  
An einigen Modellstandorten zeigte sich, dass aus den 
Kooperationen heraus Organisationen zunehmend auch 
politisch aktiv wurden. Dies äußerte sich zum einen in 
einem stärkeren lokalpolitischen Engagement, etwa durch 
die Mitarbeit in kommunalen Arbeitskreisen. 

Zum anderen waren Kooperationen vereinzelt mit zivilge-
sellschaftlicher oder politischer Ablehnung konfrontiert. 
Der Umgang mit zivilgesellschaftlichem und politischem 
Widerstand kann für Kooperationen eine besondere Her-
ausforderung darstellen – insbesondere mit Blick auf die 
Abstimmung und das gemeinsame Auftreten der beteilig-
ten Hilfesysteme.

Gleichzeitig zeigt sich, dass funktionierende Kooperationen 
eine positive Wirkung auf das lokale politische Klima entfal-
ten können. Die Sichtbarkeit und Wirksamkeit der Angebote 
trägt dazu bei, dass sich Haltungen politisch Verantwortli-
cher teilweise stärker an sozialarbeiterischen Lösungsan-
sätzen orientieren, etwa an der Unterstützung öffentlicher 
Konsumräume. Die politische Dimension von Kooperationen 
ist daher ein relevanter Faktor, der – sofern möglich – in 
Planung und Umsetzung mitgedacht werden sollte.

Für die Praxis bedeutet der Einbezug weiterer 
Versorgungsbereiche vor allem:

•	 Übersetzungsarbeit zu leisten, wenn Fachsprachen, 
Zuständigkeiten oder Zugangsbedingungen anderer 
Systeme für Nutzende oder Fachkräfte nicht klar sind. 

•	 Netzwerke aktiv zu pflegen und den regelmäßigen 
fachlichen Austausch mit anderen Einrichtungen si-
cherzustellen.

•	 Spezifisch Kooperationspartner:innen zu benennen, die 
auch in angrenzenden Arbeitsfeldern gut vernetzt sind 
und als Ansprechpersonen fungieren (vgl. Kapitel 2.2).

DIE KOOPERATION AM MODELLSTANDORT LEIPZIG
erfolgt auf Ebene der Ämter bzw. Abteilungen des 
Gesundheits- und des Sozialamtes und zeigt wie weitere 
Hilfebereiche eingebunden werden können: 

Im Rahmen der Kooperation erfolgt die gemeinsame 
Umsetzung zielgruppenspezifischer Maßnahmen 
(Notunterkünfte, Unterbringung im ambulant betreuten 
Wohnen, Streetwork). Die zentrale Steuerung des 
Belegungsmanagements der einzelnen Notschlafstellen 
in der Stadt Leipzig wird durch die Abteilung Soziale 
Wohnhilfen im Sozialamt durchgeführt. Darüber hinaus 
gibt es eine Kommission, die klientelbezogene 
Probleme bereichsübergreifend bespricht und klärt. An 
diesen Besprechungen nehmen Vertretende der 
Wohnungsnotfallhilfe, die suchtbeauftragte Person, 
Vertretende des Verbundes Gemeindenahe Psychiatrie 
und Vertretende aller Einrichtungen der Notschlafstel-
len in Leipzig teil.

AM MODELLSTANDORT BREMEN 
hat die Stadt die Zentrale Fachstelle Wohnen (ZFW) 
als zentrale Anlaufstelle für von Wohnungslosigkeit 
bedrohte und obdachlose Menschen etabliert. Alle 
Träger stellen für die erfolgreiche Zusammenarbeit 
Personal im jeweiligen Arbeitsbereich zur Verfügung. 
Das Ziel ist hierbei die möglichst schnelle Vermittlung 
der betroffenen Personen in Notunterkünfte zur Besei
tigung der Obdachlosigkeit sowie eine Unterstützung 
bei der Suche von Wohnraum und die Vermittlung in 
weiterführende Einrichtungen und Hilfemaßnahmen, 
hier speziell in die Suchthilfe. 

Weitere Bereiche der Kooperation betreffen die Auf
suchenden Hilfen, die Straffälligenbetreuung, den 
Präventionsbereich sowie den Verwaltungsbereich mit 
angegliederter Wohnraumkoordination. Auf der 
Leitungsebene finden regelmäßig Treffen in einer Be-
gleitgruppe statt, an der die Geschäftsführungen der 
freien Träger und die Referats- sowie Abschnittsleitungen 
des AfSD teilnehmen. So ist jederzeit auf jeder Ebene 
der Informationsfluss gewährleistet. 
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ländlichen Raum kommt der Vernetzung vorhandener An-
gebote eine besondere Bedeutung zu. Durch abgestimmte 
Zusammenarbeit, multiprofessionelle Teams und klare 
Zuständigkeiten können bestehende Ressourcen besser 
genutzt werden. Mobile Angebote, aufsuchende Arbeit und 
digitale Zugangswege können Möglichkeiten sein, räumli-
che Distanzen zu überbrücken und niedrigschwellige Zu-
gänge zu schaffen.

4.6 Finanzierung
4.6.1 Herausforderungen und Wege der 
Finanzierung in Kooperationen zwischen 
Sucht- und Wohnungsnotfallhilfe
Wer im Alltag fachübergreifend zusammenarbeitet, 
braucht dafür nicht nur gute Ideen, sondern auch eine ver-
lässliche Finanzierung. Doch genau hier zeigt sich eine 
der größten Herausforderungen: Es gibt keine regelhafte 
Finanzierung für Kooperationen zwischen Sucht- und 
Wohnungsnotfallhilfe. Stattdessen müssen kreative 
Lösungen gefunden und bestehende Finanzierungsmög-
lichkeiten strategisch genutzt werden.

Dieses Kapitel soll praktische Wege aufzeigen, wie Koope-
rationen auch finanziell tragfähig ausgestaltet werden 
können. Dabei geht es um einen praxisnahen Überblick zu 
zentralen Anknüpfungspunkten. Im Fokus stehen insbe-
sondere die Hilfen nach §§ 67 ff. SGB XII sowie Finanzie-
rungsansätze im Bereich der Suchthilfe.

4.5 Kooperationen im 
ländlichen Raum
Die Versorgung von Menschen mit Suchtproblemen und 
Wohnungslosigkeit ist im ländlichen Raum mit besonde-
ren Herausforderungen verbunden und erfordert eine 
kontextbezogene Ausgestaltung von Kooperationen. Wäh-
rend in städtischen Regionen häufig ein differenziertes 
und spezialisiertes Hilfesystem vorhanden ist, sind die 
Optionen im ländlichen Raum deutlich reduzierter. Ein 
realistischer und wirksamer Umgang mit diesen ist Vor-
aussetzung für funktionierende Kooperationsstrukturen 
zwischen Sucht- und Wohnungsnotfallhilfe.

In ländlichen Regionen ist die Verfügbarkeit von speziali-
sierten Hilfsangeboten – nicht zuletzt aufgrund von Finan-
zierungsengpässen und der damit verbundenen Schlie-
ßung von Einrichtungen der Suchthilfe – insgesamt 
deutlich geringer, weniger spezialisiert und räumlich 
stark verteilt. Beratungs- und Unterstützungsangebote 
konzentrieren sich häufig auf einzelne zentrale Orte, wo-
durch lange Wege entstehen können und ein niedrig-
schwelliger Zugang erschwert wird. 

Für Wohnungsnotfälle in ländlichen Regionen ist die Situati-
on besonders belastend. Es gibt weniger Hilfeangebote wie 
Notunterkünfte oder Beratungsstellen. Wer Hilfe sucht, 
muss weite Wege auf sich nehmen. Gleichzeitig ist es in klei-
nen Dörfern oder Gemeinden schwer, anonym zu bleiben, 
weshalb Hilfen und entsprechende Zugangsmöglichkeiten 
bereitgestellt werden müssen.

Kooperationen können hier einen wichtigen Beitrag leis-
ten, diesen Herausforderungen zu begegnen. Gerade im 

DAS PRA XISBEISPIEL IN MET TMANN 
zeigt, wie Kooperation zwischen Sucht- und Wohnungsnotfallhilfe im 
ländlicheren Raum gelingen kann: Die Kooperation besteht hier aus 
zwei Arbeitsbereichen innerhalb eines Trägers mit gemeinsamer 
Abteilungsleitung.

Es werden hierfür Schnittstellenmitarbeitende eingesetzt, die die 
besonderen Belange der verschiedenen Nutzenden im Blick haben und 
bei Bedarf auch aufsuchend beraten. 

In Mettmann gibt es hierfür gemeinsame Angebote wie das wöchentliche 
Frauenfrühstück im Tagestreff der Wohnungsnotfallhilfe, Gruppen
angebote der Suchthilfe, zwei ganztägige Sprechstunden für Substitu-
ierte in der Wohnungsnotfallhilfe, Informationsveranstaltungen wie 
z.B. Schulung zum Umgang mit Naloxon, um Todesfälle durch Überdo-
sierung zu verhindern, eine monatliche Anwaltssprechstunde und 
eine vierzehntägige Arztsprechstunde.
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Leistungsträger, die die Hilfe selbst erbringen, müssen den 
Kooperationsaufwand in der Konzeption und Ausstattung 
ihrer Angebote personell und sachlich berücksichtigen.

Für den fallbezogenen Kooperationsaufwand kommen – je 
nach Hilfesetting – unterschiedliche Vergütungsformen in 
Frage: Fachleistungsstunden, Tagessätze oder Fallpau-
schalen. Der fallübergreifende Aufwand hingegen sollte 
als eigene Pauschale ausgewiesen werden, um seine 
besondere fachliche Relevanz sichtbar zu machen. Er sollte 
auch nicht – wie häufig beim allgemeinen Overhead – im 
fallbezogenen Aufwand „untergehen“.

Im Rahmen des Projekts haben sich wertvolle Hinweise 
zur konkreten Bestimmung des Kooperationsaufwands 
ergeben. Weitere systematisierende Aspekte können un-
ter anderem sein:
lokale Suchtproblematiken, (nicht) vorhandene Versor-
gungsstrukturen, Anzahl der Hilfe abrufenden Personen, 
spezifische Anforderungen aus dem Suchthilfeangebot 
wie z. B. Antragstellungen, persönliche Begleitung – auch 
im Rahmen von Eingliederungshilfeverfahren.

4.6.3 Weitere Finanzierungsmöglichkeiten
Kooperationen mit der Wohnungslosenhilfe fallen nicht 
automatisch unter die regelhafte Finanzierung. Dennoch 
gibt es einige praxisnahe Wege, wie Kooperation finanziell 
mitgedacht werden kann:
1.	 Modellprojekte oder gezielte Förderungen 

von Kommunen oder Bundesländern bieten oft leicht 
zugängliche Fördermöglichkeiten, um z. B. 
gemeinsame Stellenanteile, Netzwerktreffen oder 
spezifische Koordinationsaufgaben zu finanzieren. 
Manche Bundesländer oder Landkreise bieten 
spezifische Förderprogramme wie z. B. die NRW 
Landesinitiative ENDLICH EIN ZUHAUSE2, die auch 
Kooperationsvorhaben umfassen können. 

2.	 Kofinanzierungen mit der Wohnungsnotfall-
hilfe , z. B. über gemeinsam genutzte Räume, ermög-
lichen eine effizientere Ressourcennutzung. 

3.	 Fördermöglichkeiten durch den Europäischen 
Sozialfonds.  Ziel des EhAP+ Programmes ist es, 
wohnungslose und von Wohnungslosigkeit bedrohte 
Personen in das bestehende Hilfesystem der Woh-
nungslosenhilfe bzw. der Eingliederungshilfe zu über-
führen.3 

 

2 ⟶	� www.mags.nrw/endlich-ein-zuhause  
(Zugriff: 05.01.2026)

3 ⟶	� www.esf.de/portal/DE/ESF-Plus-2021-2027/
Foerderprogramme/bmas/ehap-plus.html  
(Zugriff: 05.01.2026)

4.6.2 Relevanz der Hilfen nach  
§§ 67 ff. SGB XII
Die Kooperation zwischen der Wohnungsnotfallhilfe und 
anderen Hilfen, einschließlich der Suchthilfe, ist ein 
zentraler Bestandteil wirksamer Unterstützungs- und 
Beratungsarbeit. Sie ist bei den Leistungserbringern 
vergütungspflichtig, da sie als integraler Teil der Hilfen 
nach §§ 67 ff. SGB XII gesetzlich vorgesehen ist.

Der Hilfeauftrag ist auf soziale Schwierigkeiten im Zusam-
menhang mit besonderen Lebensverhältnissen (hier 
Wohnungslosigkeit) beschränkt. Allerdings zählen Sucht-
problematiken als eventuell gleichzeitig belastende 
Hintergrundprobleme grundsätzlich nicht dazu. Es gibt 
jedoch einen gesetzlichen Auftrag zum auf „geeignete“ 
andere Leistungen hinzuwirken (§ 2 Abs. 1 S. 4 DVO). Der 
Gesetzgeber hat daher ausdrücklich einen Kooperations-
auftrag formuliert.

Die Verordnung benennt dazu vier zentrale Aspekte der 
Kooperation:
1.	 verbundener Einsatz  unterschiedlicher Hilfen 

nach SGB XII und anderen Leistungsgesetzen  
(2 Abs. 3 S. 3 VO),  

2.	 persönliche Zusammenarbeit mit anderen im 
Einzelfall Beteiligten (§ 2 Abs. 3 S. 4 VO),  

3.	 Vermittlung und Förderung der Wirksamkeit 
von Maßnahmen zur Lösung von Hintergrundproble-
men (§ 3 Abs. 1 VO), und 

4.	 Hilfestellungen  bei der Inanspruchnahme in Be-
tracht kommender Sozialleistungen (§ 3 Abs. 2 S. 2 VO).  

5.	 Zusammenwirken mit dem Träger der 
Jugendhilfe  bei Personen vor Vollendung des  
21. Lebensjahres ((§ 2 Abs. 3 S. 4 2. Halbsatz)

Die Hilfen nach §§ 67 ff. SGB XII übernehmen somit eine 
koordinierende Funktion („Leithilfe“) zur Bewältigung von 
Hintergrundproblemen wie etwa eine Sucht.

Die Wohnungsnotfallhilfe ist demnach kein eigenes Be-
handlungs- oder Versorgungssystem für komplexe Prob-
lemlagen (keine „Kompletthilfe“), sondern soll den Zugang 
von Menschen in sozialen Schwierigkeiten zu bestehen-
den Regelsystemen, im Rahmen von Kooperation, sicher-
stellen. Der dabei entstehende Aufwand fällt sowohl fall-
bezogen – etwa im Rahmen individueller Beratung und 
Begleitung – als auch fallübergreifend an.

Die gesetzlich verankerte Kooperationsverpflichtung be-
deutet, dass den Leistungserbringern der Kooperations-
aufwand vergütet werden muss. Voraussetzung dafür ist 
eine präzise und nachvollziehbare Erfassung des Aufwan-
des: sowohl für die Verhandlung konkreter Leistungsver-
einbarungen, als auch für die inhaltlich begründete Be-
rücksichtigung in übergeordneten 
Landesrahmenverträgen. 

http://www.mags.nrw/endlich-ein-zuhause
https://www.esf.de/portal/DE/ESF-Plus-2021-2027/Foerderprogramme/bmas/ehap-plus.html 
https://www.esf.de/portal/DE/ESF-Plus-2021-2027/Foerderprogramme/bmas/ehap-plus.html 
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Perspektive
Abschließend soll dieses Handlungsmanual Mut machen, 
Kooperation nicht nur als zusätzliche Aufgabe, sondern 
als gemeinsame Chance zu begreifen. Die enge Zusam-
menarbeit zwischen Suchthilfe und Wohnungsnotfallhilfe 
eröffnet neue Wege, um Menschen mit Suchtproblemen 
und Wohnungslosigkeit gezielt zu erreichen – dort, wo sie 
stehen, mit dem, was sie aktuell brauchen. Wenn Fach-
kräfte ihre Expertise bündeln, Zuständigkeiten transparent 
klären und verbindliche Strukturen schaffen, entstehen 
tragfähige Netzwerke, die Brüche im Hilfesystem reduzie-
ren. Jede gelingende Kooperation erhöht die Wahrschein-
lichkeit, dass Hilfesuchende Vertrauen fassen, Zugänge 
verstehen und den Weg in passende Unterstützungsange-
bote finden. Kooperation ist damit kein Selbstzweck, 
sondern ein zentraler Baustein für Teilhabe, Stabilisierung 
und neue Perspektiven. Nutzen wir diese Chance – im 
Interesse der Menschen, die auf verlässliche und gut 
abgestimmte Hilfen angewiesen sind. Von Seiten der BAG 
Wohnungsnotfallhilfe und der Deutschen Hauptstelle für 
Suchtfragen wünschen wir viel Erfolg bei Ihrem Vorhaben. 
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Bremen
Kooperationspartner:
•	 Therapiehilfe gGmbH Bremen
•	 Verein für Innere Mission in Bremen
•	 ASB Gesellschaft für Soziale Hilfen
•	 Zentrale Fachstelle Wohnen (ZFW) im Amt für soziale 

Dienste Bremen (AfSD)

•	 Zentrale Fachstelle Wohnen (ZFW) als zentrale 
Anlaufstelle für wohnungssuchende Menschen sowie 
von Wohnungslosigkeit bedrohte und obdachlose 
Menschen. 

•	 Alle Träger stellen Personal im jeweiligen Arbeits-
bereich zur Verfügung. Das Ziel ist hierbei die mög-
lichst schnelle Vermittlung der betroffenen Personen 
in Notunterkünfte sowie eine Unterstützung bei der 
Suche von Wohnraum und die Vermittlung in weiter-
führende Einrichtungen und Hilfemaßnahmen. 

•	 Begleitgruppentreffen: Auf der Leitungsebene finden 
regelmäßig Treffen in einer Begleitgruppe statt, an 
der die Geschäftsführungen der freien Träger und 
die Amtsleitungen teilnehmen. 

Online:
⟶	 �www.therapiehilfe.de
⟶	� www.inneremission-bremen.de
⟶	� www.asb-bremen.de
⟶	� www.amtfuersozialedienste.bremen.de/

erwachsene/zentrale-fachstelle-wohnen-11198

Augsburg
Kooperationspartner:
•	 Drogenhilfe Schwaben gGmbH, Augsburg
•	 SKM Augsburg e.V. – Katholischer Verband für 

soziale Dienste

•	 Die Einrichtung „beTreff – Betreuter Treff für 
Menschen in besonderen sozialen Schwierigkeiten“ 
wird von Wohnungsnotfallhilfe und Suchthilfe 
gemeinsam betrieben. 

•	 Die Kooperation, die seit 2018 fortlaufend besteht, 
soll insgesamt die Situation auf dem Helmut-Haller-
Platz in Augsburg verbessern, der als Treffpunkt der 
Drogen- und Wohnungslosenszene dient. 

•	 Ein formuliertes Ziel ist die Initiierung, der Ausbau 
und die Verbesserung der Kooperationsstrukturen 
zwischen Suchthilfe und Wohnungslosenhilfe vor 
Ort, um die Versorgung und den niedrigschwelligen 
Zugang in das Hilfesystem zu verbessern.

Online:
⟶	� www.skm-augsburg.de/hilfe-beratung/ 

wohnungslosenhilfe/betreff-alternativen-
aufenthaltsort/betreff-alternativer-aufenthaltsort

⟶	 �www.drogenhilfeschwaben.de/angebote/
erwachsene/betreff/

Modellstandorte

http://www.therapiehilfe.de
http://www.inneremission-bremen.de
http://www.asb-bremen.de
http://www.amtfuersozialedienste.bremen.de/­erwachsene/zentrale-fachstelle-wohnen-11198
http://www.amtfuersozialedienste.bremen.de/­erwachsene/zentrale-fachstelle-wohnen-11198
https://www.skm-augsburg.de/hilfe-beratung/wohnungslosenhilfe/betreff-alternativen-aufenthaltsort/betreff-alternativer-aufenthaltsort
https://www.skm-augsburg.de/hilfe-beratung/wohnungslosenhilfe/betreff-alternativen-aufenthaltsort/betreff-alternativer-aufenthaltsort
https://www.skm-augsburg.de/hilfe-beratung/wohnungslosenhilfe/betreff-alternativen-aufenthaltsort/betreff-alternativer-aufenthaltsort
http://�www.drogenhilfeschwaben.de/angebote/­erwachsene/betreff/
https://www.drogenhilfeschwaben.de/angebote/erwachsene/betreff/
https://www.drogenhilfeschwaben.de/angebote/erwachsene/betreff/
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•	 Gremienarbeit: Die Suchtbeauftragte des Gesund-
heitsamtes leitet in Vertretung der Bürgermeisterin 
für Soziales, Gesundheit und Vielfalt den Drogen-
beirat der Stadt Leipzig, dem zentralen Steue-
rungsgremium, welchem neben den Ämtern der 
Stadtverwaltung freie Träger, Kliniken, Ärztinnen 
und Ärzte als auch Vertreter:innen der Fraktionen 
des Stadtrates und der Polizeidirektion angehören. 
Das Sozialamt ist stimmberechtigtes Mitglied im 
Drogenbeirat.

Online:
⟶	� www.leipzig.de/leben-in-leipzig/gesundheit/

suchthilfe/schadensminimierung 

Mettmann
Kooperationspartner:
•	 Caritas-Wohnungsnotfallhilfe für den Kreis 

Mettmann, zuständig für die Städte
•	 Mettmann, Haan, Erkrath
•	 Caritas-Suchthilfe für den Kreis Mettmann, zuständig 

für die Städte Wülfrath und Mettmann

•	 Gemeinsame Angebote, wie das wöchentliche 
Frauenfrühstück im Tagestreff der Wohnungslosen-
hilfe, Gruppenangebote der Suchthilfe, Informations-
veranstaltungen wie z. B. Schulung zum Umgang mit 
Naloxon.

•	 Schnittstellenmitarbeiter:innen, die die besonderen 
Belange der verschiedenen Klient:innen im Blick 
haben und bei Bedarf auch aufsuchend beraten.

•	 Regelmäßig werden gemeinsame Teamsitzungen 
und interne Fortbildungen organisiert und 
gemeinsam besucht, zum Beispiel zum Thema 
Schulden, gesetzliche Betreuung, Gewaltprävention.

•	 Seit 2023 wird das ambulante betreute Wohnen für 
Menschen mit Suchterkrankung, Menschen mit 
geistiger Behinderung und Menschen in besonderen 
sozialen Schwierigkeiten Schritt für Schritt 
zusammengeführt.

Online:
⟶	� www.caritas-mettmann.de/hilfen-angebote/

menschen-in-krisen/wohnungslosenhilfe/
⟶	� www.caritas-mettmann.de/hilfen-angebote/

menschen-in-krisen/suchthilfe/

Darmstadt
Kooperationspartner:
•	 Wohn- und Übernachtungsheim „Z14“ (Regionale 

Diakonie Darmstadt-Dieburg)
•	 Scentral (Regionale Diakonie Darmstadt-Dieburg)
•	 Wissenschaftsstadt Darmstadt
•	 Drei städtische Unterkünfte für wohnungslose 

Menschen (Zwei betrieben vom Horizont e.V., eine 
von der PaSo gGmbH)

•	 „Clearing- und Lotsenstelle“ für drogenabhängige 
wohnungslose Menschen in der Stadt Darmstadt, seit 
2011 etabliert. Die Kooperationspartner:innen setzen 
sich zusammen aus den trägerinternen Diensten von 
stationärer Wohnungsnotfallhilfe, der niedrigschwel-
ligen Drogenhilfe „Scentral“ und dem Amt für Sozia-
les und Prävention, hier Suchtkoordination der 
Wissenschaftsstadt Darmstadt. 

•	 Genderspezifische Einrichtungen: Übernachtungs-
heim für wohnungslose Männer „Z 14“ sowie „Frau-
enübergangswohnhaus“ für wohnungslose Frauen. 

•	 Die Schnittstelle zwischen Wohnungslosen- und 
Suchthilfe ist konzeptionell mit der Stadt Darmstadt 
verhandelt und wird von der Kommune finanziert. 

Online:
⟶	� www.diakonie-darmstadt.de/seite/413901/

clearing-sucht-und-drogenhilfe-in-der-
wohnungslosenhilfe.html 

⟶	� https://digitales-rathaus.darmstadt.de/lebensberei-
che/arbeit-soziales-und-gesundheit

Leipzig
Kooperationspartner:
•	 Sozialamt der Stadt Leipzig, Abt. Soziale Wohnhilfen
•	 Gesundheitsamt der Stadt Leipzig, Suchtbeauftragte

•	 Die Zusammenarbeit erfolgt zwischen den Ämtern 
und den Trägern und Einrichtungen der Wohnungs-
notfallhilfe und der Suchthilfe der Stadt Leipzig.

•	 Im Rahmen der Kooperation erfolgt die gemeinsame 
Umsetzung zielgruppenspezifischer Maßnahmen 
(Notunterkünfte, Unterbringung im ambulant be-
treuten Wohnen, Streetwork).

https://www.leipzig.de/leben-in-leipzig/gesundheit/suchthilfe/schadensminimierung
https://www.leipzig.de/leben-in-leipzig/gesundheit/suchthilfe/schadensminimierung
https://www.caritas-mettmann.de/hilfen-angebote/menschen-in-krisen/wohnungslosenhilfe/
https://www.caritas-mettmann.de/hilfen-angebote/menschen-in-krisen/wohnungslosenhilfe/
https://www.caritas-mettmann.de/hilfen-angebote/menschen-in-krisen/suchthilfe/
https://www.caritas-mettmann.de/hilfen-angebote/menschen-in-krisen/suchthilfe/
http://www.diakonie-darmstadt.de/seite/413901/
https://digitales-rathaus.darmstadt.de/lebensbereiche/arbeit-soziales-und-gesundheit
https://digitales-rathaus.darmstadt.de/lebensbereiche/arbeit-soziales-und-gesundheit
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